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Zwei Fragen, betreffend die Einreihung von Ge- 
werben, beziehungsweiſe deren Unternehmer in die 
Hewerbegenoſſenſchaften. 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 


1. Sind die Gewerbeinhaber, welche ihr Gewerbe durch Pächter 
oder Stellvertreter betreiben, oder ſind die Letzteren in die Genoſſen— 
ſchaften einzureihen? Kann diesfalls zwiſchen Pächter und Stellvertreter 
ein Unterſchied gemacht werden? 

2. Welche Grundſätze gelten bezüglich der Einreihung von mit einem 
Fabriksbetrieb in techniſcher und adminiſtrativer Verbindung ſtehen⸗ 
der Gewerbe, welche iſolirt vom Fabriksbetriebe nicht als fabriksmäßig 
betrieben zu bezeichnen ſind? 

Die Einreihung der Gewerbe, beziehungsweiſe ihrer Unternehmer 
in die Gewerbegenoſſenſchaften bietet, abgeſehen 
Specialiſirung der Gewerbe einerſeits und der am flachen Lande meiſt 
nothwendigen Zuſammenfaſſung verwandter Gewerbe in eine Genoſſenſchaft 
anderſeits ſich ergebenden Schwierigkeiten, heute noch zu Zweifeln 
Veranlaſſung, die in den karg bemeſſenen Beſtimmungen des Geſetzes 
ihren Grund haben, und deren Löſung daher auch nicht in dem Texte 
des Geſetzes, ſondern vielmehr in der Intention der für die Genoffen- 
ſchaften erlaſſenen Beſtimmungen geſucht werden darf. 

Das Geſetz beſtimmt in $ 106, daß unter gleichen oder verwandten 
Gewerben ein gemeinſchaftlicher Verband, wo er beſteht, aufrecht erhalten, 
wo er noch nicht beſteht, geſchaffen werden ſolle, und dehnt dieſe 
Beſtimmung auch auf die Bildung von Collectivgenoſſenſchaften, welche 
verſchiedenartige Gewerbe umfaſſen können, aus. In § 107 wird die 
Beitrittspflicht dahin feſtgeſtellt, daß der Antritt des Gewerbes ſchon an 
und für ſich für Diejenigen, welche ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, 
die Mitgliedſchaft entſtehen läßt. Daraus muß man ſchließen, daß 
hier die Perſönlichkeit des Gewerbetreibenden zurücktritt und das Geſetz 
die Theilnahme an der Genoſſenſchaſt mit dem Gewerbe verbindet. 

Zwei Ausnahmen werden aber vom Geſetze feſtgeſtellt: Die erſte 
ſchon in der Textirung des 8 107 mit der engeren Bezeichnung 


von der aus der 


| 

ſelbſtſtändig, die zweite durch den § 108, welcher die Inhaber 
fabriksmäßiger Gewerbe von der Verpflichtung, an der Genoſſenſchaft 
theilzunehmen, enthebt. Im erſten Falle wird es darauf ankommen, 
was das Geſetz unter dem Begriffe ſelbſtſtändig verſteht, im zweiten 
muß man ſich fragen, ob ein Fabriksunternehmer das Recht hat, die 
Einreihung in die Genoſſenſchaft zu verlangen, wenn der Unternehmer 
aber ſich nicht veranlaßt findet, in die Genoſſenſchaft einzutreten, ob 
im einzelnen Falle die Bedingungen vorliegen, welche ihn der Ver— 
pflichtung zum Eintritte entheben. 

Wir ſehen daher in den beiden Fällen wieder die Perſöulichkeit 
des Unternehmers in den Vordergrund treten und die Einreihung 
desſelben eventuell von dem Ergebniſſe einer beſonderen Verhandlung 
abhängig gemacht. Beide Fälle, und zwar ſowohl der betreffend die 
ſelbſtſtändige Gewerbeausübung als der rückſichtlich der Einreihung 
fabriksmäßig betriebener Unternehmungen, und zwar ſowohl im Ganzen 
als in ihren einzelnen Beſtandtheilen, waren ſchon Gegenſtand mehrfacher 
Auseinanderſetzungen, daher wir dieſe Fragen, welche uns im Geſetze 
nicht genügend präciſirt erſcheinen, eingehender beſprechen wollen. 

1. Der ſelbſtſtändige Betrieb eines Gewerbes kann unſerer 
Auffaſſung nach nur dahin verſtanden werden, daß der in die Genoſſen— 
ſchaft Einzureihende das Gewerbe wirklich ſelbſt betreibt, daß er beim 
Gewerbebetriebe derart betheiligt iſt, wie dies beim Gewerbe im Gegen— 
ſatze zum Fabriksbetriebe vorausgeſetzt wird, abgeſehen von dem Beſitze 
des Gewerbeſcheines. Der Beſitz eines Gewerbes in Verbindung mit 
der betreffenden Betriebsanlage, der Geſchäftseinrichtung, mag immerhin 
eine Einkommensquelle bilden, trotzdem wird dies nicht hinreichen, 
den Beſitzer des Gewerbes als Angehörigen einer Genoſſenſchaft zu 
qualificiren. 

Durch die Bezeichnung „ſelbſtſtändig“ will das Geſetz jedenfalls 
erreichen, daß nur ſolche in die Genoſſenſchaft eingereiht werden, 
welche durch den Betrieb des Geſchäftes ein Intereſſe an dem Genoifen- 
ſchaftsverbande haben, und daß damit jene, welche aus dem Beſitze 
einer Gewerbeberechtigung nur eine fixe Rente beziehen, von der 
Theilnahme ausgeſchloſſen werden. Der Fall ſtellt ſich nun in der 
Praxis folgend: Wird das Gewerbe nicht ſelbftſtändig, d. i. vom 
Beſitzer der Berechtigung ſelbſt betrieben, ſo kaun dies durch Pächter 
oder ſogenannte Stellvertreter geſchehen. Die Steuertechnik ſcheidet dieſe 
beiden Kategorien der Ausübung für einen Dritten dadurch, das dem 
Pächter der Erwerbſteuerſchein zugefertigt wird, im Falle einer 
gewöhnlichen Stellvertretung aber dem Beſitzer der Gewerbeberechtigung. 
Dieſe erſt in der neueſten Zeit allgemein durchgeführte Praxis findet 
darin ihre Begründung, daß in der Regel der Pächter auf eigene 
Rechnung und Gefahr das Geſchäft betreibt und dem Geſchäftsbeſitzer 
eine fixe Rente bezahlt, während der Stellvertreter häufig das Geſchäſt 


auf Rechnung des Beſitzers führt und zwar gegen fixe Bezahlung 
oder gegen eine Tangente vom Umſatze, beziehungsweiſe Reingewinne 
des Geſchäſtes. 

Ueber die Einreihung der Geſchäftspächter in die Genoſſenſchaften 


beſteht in der Regel kein Zweifel; dagegen iſt die Stellung der 
Stellvertreter mit Rückſicht auf die Geſchäftspraxis eine verſchiedene, 
und wird es damit ſchwer, für alle Fälle eine Norm aufzuſtellen. 

Unterſuchen wir, welche Beſtimmungen der Gewerbeordnung auf 
die Geſchäftsführung durch dritte Perſonen, d. h. ſolche, welche nicht 
die Gewerbeberechtigung beſitzen, anwendbar ſind. 

Hier haben wir zuerſt den § 2. Dieſer ſchreibt vor, daß zum 
ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe die Berechtigung eigener Vermögensver⸗ 
waltung gehört. Al. 2 lautet: „Für Rechnung von Perſonen, denen 
die freie Verwaltung ihres Vermögens nicht eingeräumt iſt, können 
Gewerbe nur mit Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter und des com 
petenten Gerichtes durch einen geeigneten Stellvertreter (Geſchäftsführer) 
oder Pächter ($ 55) betrieben werden.“ Dieſer Paragraph, welcher hier 
nur eine aus dem a. b. G. B. ſich ergebende Norm wiederholt, da 
zu jeder rechtsverbindlichen Handlung die bemerkte Zuſtimmung erſor— 
derlich iſt, macht keinen Unterſchied zwiſchen Pächter und Stellvertreter. 
In privatrechtlicher Beziehung iſt es allerdings von Bedeutung, ob das 
Geſchäft gegen fixe Rente verpachtet oder durch einen Geſchäftsführer 
auf Rechnung und Gefahr des Curanden betrieben wird. Nach § 2 
muß jedenfalls, wenn ein Curand eine Gewerbeberechtigung beſitzt, in 
dem Geſuche um Genehmigung des Stellvertreters oder Pächters, bezie— 
hungsweiſe in der Anmeldung desſelben die erforderliche Zuſtimmung 
des Vormundes, beziehungsweiſe Curators und des competenten Gerichtes 
nachgewieſen werden. 

Der § 19 behandelt die Frage der Stellvertreter vom Stand— 
punkte der Gaſt⸗ und Schankgewerbe. Sowohl die Verpachtung eines 
Gewerbes als die Ausübung durch einen Stellvertreter iſt von der 
Genehmigung der Behörde abhängig, und ſoll dieſe nur aus wichtigen 
Gründen ertheilt werden. Hier wird zwar wieder die Untertheilung 
Pächter und Stellvertreter gemacht, und damit der Betrieb eines einer 
dritten Perſon verliehenen Gewerbes bezeichnet; — doch wird uns auch 
hier keine Aufklärung über den gemachten Unterſchied zu Theil, und 
könnte man annehmen, daß dieſe Ausdrücke ſynonym gebraucht werden, 
wenn nicht die Praxis im Gegenſatze wirklich dieſe beiden Bezeichnungen 
trennen würde. 

Eine ausführliche Weiſung über den Betrieb eines Gewerbes 
durch Stellvertreter gibt uns $ 55. Dieſer beſtimmt: „Jeder Gewerbe— 


treibende kann fein Gewerbe durch einen Stellvertreter (Geichäftsführer) | 


ausüben oder dasſelbe verpachten.“ Durch die Einſchaltung Geſchäfts— 
führer will das Geſetz jedenfalls den Unterſchied zwiſchen Stellvertreter 
und Pächter näher bezeichnen. Man wird jedenfalls unter Geſchäfts— 


führung im Gegenſatze zur Pachtung die Verwaltung des Geſchäftes 


für Rechnung des Gewerbeberechtigten gegenüber der Ausübung auf 
eigene Rechnung gegen eine fixe Pachtrente bezeichnen wollen. Eine 


ſolche Auslegung dürfte jedenfalls richtig ſein. Sie iſt aber nicht aus⸗ 


reichend, wenn ſie auf die Einreihung in die Genoſſenſchaften angewendet 
werden ſoll. Nachdem der § 107 nur von ſelbſtſtändiger Gewerbe— 
ausübung ſpricht, ſo müſſen die beiden Arten der Ausübung für einen 
Dritten dieſem entgegengeſtellt werden, d. h. wer ein Gewerbe nicht 
ſelbſtſtändig ausübt, ſondern die Ausübung einem Dritten überträgt, ſei 
es als Pächter oder Stellvertreter, iſt nicht in die Genoſſenſchaft ein— 
zurechnen. Die Gewerbeordnung gibt uns ja auch im $ 55 keine nähere 
Bezeichnung für den Begriff Stellvertreter, und es kann ſich daher 
rückſichtlich der Qualiſication für die Einreihung in die Genoſſenſchaft 
doch mieder nur um das im Sinne des $ 107 der Gewerbeordnung 


zu qualificirende Verhältniß zwiſchen dem Gewerbeinhaber und Dem- 


jenigen, der das Gewerbe ausübt, handeln. 

Es wird aber auch weiters die perſönliche Qualification des 
Stellvertreters, der z. B. bei handwerksmäßigen Gewerben nach § 55 
den Befähigungsnachweis erbringen muß, in Frage kommen, ein Fall, 
der gerade bei Realgewerben von Bedeutung iſt. Hier muß aber wei— 
ters auch der Zweck der für die Bildung der Genoſſenſchaften erlaſſenen 
Beſtimmungen berückſichtigt werden, dem es nicht entſprechen kann, wenn 
z. B. irgend ein au den Verhältniſſen des Gewerbes wenig intereſſirter 
Beſitzer eines Hauſes, mit dem ein Realgewerbe verbunden iſt, Mtit- 
glied einer Genoſſenſchaft von Gewerbetreibenden wird. 

In der Sitzung der Handels- und Gewerbekammer Leoben vom 
11. September 1885 war über Anfrage einer Schuhmachergenoſſenſchaft 
zu entſcheiden, ob die Stellvertreter und Pächter als Mitglieder oder 
als Angehörige der Genoſſenſchaft zu betrachten ſeien. Während nun 
von einer Seite der Satz aufgeſtellt wurde: Stellvertreter ſeien Ge⸗ 


98 — 
werbegehilfen, wurde gleichzeitig behauptet, Stellvertreter im Sinne des 
Geſetzes ſeien nur vorhanden, „wenn eine Frau oder ein Minderjähriger 
das Geſchäft führen,“ während endlich doch wieder geltend gemacht 
wurde, daß ein verantwortlicher Stellvertreter nicht mit einem Gehilfen 
zu verwechſeln ſei. Das Präſidium vertrat die Auslegung, daß nach 
$ 107 Pächter oder Stellvertreter Mitglieder der Genoſſenſchaften fein 
müſſen; endlich wurde auf die Textirung des § 107 verwieſen. 

Daß die Frage bezüglich der Angehörigkeit zur Genoſſenſchaft 
nicht völlig geklärt iſt und ſpeciell durch den Hinweis auf den $ 107 
G. O. nicht erledigt wird, zeigen Genoſſenſchaftsſtatnten. So z. B. 
jenes der Müller, Bäcker u. ſ. f. des Gerichtsbezirkes Leoben, das 
übrigens als ein gut ausgearbeitetes bezeichnet werden kann In den 
S$ 2 und 3 wird der ſelbſtſtändige Betrieb eines der namentlich ange— 
führten Gewerbe als für die Einreihung maßgebend bezeichuet. In § 7 
(Pflichten der Mitglieder heißt es Alinea 4: „Wird ein Gewerbe ver— 
pachtet oder durch einen Stellvertreter oder mit öffentlichen Geſell— 
ſchaftern betrieben, ſo iſt auch unter Namhaftmachung des Pächters, 
Stellvertreters .... dem Genoſſenſchaftsvorſteher die Anzeige zu 
erſtatten.“ Ob der Pächter oder Stellvertreter in die Genoſſenſchaft als 
Mitglied einzubeziehen iſt, ob der Gewerbeinhaber in der Genoſſenſchaft 
bleibt, wenn dies geſchieht, wird nicht angegeben. Nachdem der $ 9 
(Angehörige der Genoſſenſchaft) als ſolche ausdrücklich die Gehilſen und 
die Lehrlinge anführt, können jedeufalls Stellvertreter nicht als Ange— 
hörige betrachtet werden. Jedenfalls können aber auch nicht für ein 
Gewerbe zwei Perſonen Mitglieder der Genoſſenſchaft ſein; es wird 
daher nothwendig ſein, die Pächter oder Stellvertreter als Mitglieder 
einzutragen. Da iſt nun wieder der § 15, welcher über die Verſamm— 
lungen Beſtimmungen trifft und mit dem Satze beginnt, „die Gewerbe— 
inhaber werden zur Genoſſenſchaftsverſammlung durch den Genoſſen— 
ſchaftsvorſteher mittelſt perſönlicher Verſtändigung .. . . einberufen.“ 
Dieſer Paragraph iſt im Weſentlichen gleichlautend mit dem § 119 
der G. O. Nun verſteht man aber unter Gewerbeinhaber in der Regel 
Denjenigen, auf deſſen Namen der Gewerbeſchein ausgeſtellt iſt, abge— 
ſehen von der Ausübung. Jedenfalls iſt die Frage über die Einreihung 
der Pächter und Stellvertreter in der angeführten Styliſirung, welche 
ſich dem $ 119 G. O. anſchließt, nicht gelöſt, und man wird ſagen 


müſſen, es wäre zweckmäßig geweſen, wenn die Handelskammer den 
obgenannten Anlaß benützt hätte, eine ausreichende Interpretation 


zu geben. 

Die Frage wird dadurch etwas verwirrt, daß bezüglich der Gaft— 
und Schankgewerbe die Perſon der Stellvertreter in jedem Falle der 
behördlichen Genehmigung unterliegt, ganz abgeſehen von dem privat— 
rechtlichen Verhältniſſe zwiſchen ihm und dem Gewerbeinhaber. Ein 
ſogenannter verrechnender Wirth, der z. B. eine fixe Taugente des 
Schankgewinnes bezieht, ſteht in privatrechtlicher Beziehung zwiſchen 
einem Pächter und einem gegen fixen Lohn angeſtellten Bedienſteten. 
Wenn der Gewerbeinhaber, der nicht ſelbſt die aus der polizeilichen 
ee e ſich ergebenden Obliegenheiten übernehmen will, ſeinen 
fix entlohnten Geſchäftsführer oder verrechnenden „Kellner“ als Stell— 
vertreter genehmigen läßt, ſo haben wir hier einen Fall, in welchem 
man nicht ſagen kann, dieſer Stellvertreter ſei als Mitglied in die 
Genoſſenſchaft einzubeziehen. Endlich gibt es aber auch Fälle, in welchen 
z. B. eine Fabriksunternehmung ein Gaſtgewerbe beſitzt, und die Aus— 
übung, ohne einen Pachtzins zu fordern, einem Stellvertreter über— 
läßt, der dafür nur die Verpflichtung hat, den Arbeitern der Fabrik 
gegen einen vorgeſchriebenen Tarif Speiſen und Getränke zu verabfolgen. 
So ſehen wir ſchon bei Gaſt- und Schankgewerben rückſichtlich 
der Stellvertreter eine verſchiedene Praxis, welche die Entſcheidung nach 
dem Wortlaute des § 107 ſchwer macht. Aber auch bei anderen 
Gewerben iſt die Entſcheidung nicht immer leicht. 

Der Betrieb wird in der Regel dann durch einen Stellvertreter 
geleitet, wenn der Gewerbeinhaber die mit dem Betriebe der eigent⸗ 
lichen Geſchäſtsführung zuſammenhängenden Arbeiten nicht leiſten kann 
oder will. In der Regel handelt es ſich dabei um den directen Verkehr 
mit den Arbeitern, aber auch um die eventuelle Verantwortung gegen- 
über der Behörde, die um ſo mehr Bedeutung gewinnt, ſobald mit der 
gewerblichen Arbeit möglicherweiſe Gefahren für Geſundheit und Leben 
des Arbeiters verbunden ſein können. Tragt der Stellvertreter als 
Gefchäftsführer thatſächlich die ganze Verantwortung und hat die 
Dispoſition über die Arbeitseintheilung, dann wird man allerdings 
nicht umhin können, den Stellvertreter als Mitglied der Genoſſenſchaft 


zu qualificiren, um fo mehr, wenn der Geſchäftsführer nach dem Wort- 
laute des § 73 nicht unter die Gewerbegehilfen einzubeziehen iſt. 
Wenn jedoch der Stellvertreter thatſächlich dem Stande der Gehilfen 
angehört, d. h. wenn er ſelbſt mitarbeitet, und nur z. B. in einer 
Geſchäftsfiliale auch den Verkehr mit den Kunden beſorgt, ſo wird man 
diesfalls, ſoll nicht der Zweck der Genoſſenſchaft hinſichtlich der Vorſorge 
für Kranken⸗ und Unfallverſicherung durch Umgehungen illuſoriſch 
gemacht werden, nicht umhin können, den Stellvertreter als Angehörigen 
der Genoſſenſchaft zu behandeln. Dies wird ja auch gewiß vielfach 
gehandhabt werden Hier tritt wieder der Geſchäftsinhaber als Träger 
des Geſchäftsriſikos in den Vordergrund. 

Aus dem Geſagten geht hervor, daß die Frage wegen Einreihung 
der Stellvertreter ſich ſchwer von vorneherein principiell löſen läßt, daß 
allerdings dann kein Zweifel beſteht, wenn der Stellvertreter das Ge— 
ſchäftsriſiko trägt, und in dieſer ſelbſtſtändigen Geſchäftsausübung ohne 
Einflußnahme des Geſchäftsinhabers vorgeht; daß aber in dem Falle, 
als der Stellvertreter als Geſchäftsführer nur über Auftrag und für 
Rechnung des Geſchäftsinhabers arbeitet, die Frage nur auf Grundlage 
der thatſächlich vorliegenden Verhältniſſe entſchieden werden kann. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch Photographien genießen den geſetzlichen Schutz des Urheber— 
rechtes. (§ 465 St. G. und fait Pat. vom 19. October 1846, 
J. G. S. Nr. 992.) 

In der Anklageſache des Johann H. wider Ernſt P. und 
Adolph E. wegen Vergehens gegen das artiſtiſche Eigenthum nach 
§ 467 St. G. hat das Wiener Landesgericht bei Fällung des Frei— 
ſprechungserkenntniſſes vom 11. Juni 1885, 3. 18 305, die Anſicht 
aufgeſtellt, daß Photographien nicht zu den durch das kaiſerliche Patent 
vom 19. Oetober 1846, J. G. S. Nr. 992, geſchützten artiſtiſchen 
Erzeugniſſen gehören und kein Gegenſtand des Autorrechtes ſind. Denn, 
ſo führen die Erkenntnißgründe aus, das Merkmal eines Kunſtwerkes, 
nämlich die Eigenſchaft einer individuellen, den Stempel der Auf— 
faſſung des Urhebers an ſich tragenden geiſtigen Schöpfung iſt den 
Erzeugniſſen der Photographie nicht eigen. „Der eigentliche Urheber iſt 
die durch einen chemiſch-optiſchen Apparat zum Bilden veranlaßte Natur. 
Der Photograph nimmt auf das Werden des Bildes keinen beſtimmen— 
den Einfluß; er muß es entſtehen laſſen mit allen Einzelheiten und 
Unvollkommenheiten des Objectes, wie es die Natur bietet. Die der 
photographiſchen Aufnahme vorausgehenden und nachfolgenden Verrich— 
tungen des Photographen ſind kunſtgewerbliche Thätigkeiten, welche dem 
durch das Walten der Naturkräfte geſchaffenen Bilde das Gepräge einer 
individuellen geiſtigen Schöpfung zu geben nicht vermögen.“ 

Der k. k. Caſſationshof dagegen hat ſich bei Entſcheidung über 
die vom Privatankläger überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde in dieſer 
Beziehung laut Entſcheidung vom 11. December 1885, 3. 9065, 
nachſtehend ausgeſprochen: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Privatanklägers Johann H. er- 
scheint, inſoferne fie gegen den Ausſpruch des erkennenden Gerichts— 
hofes gerichtet iſt, nach welchem Photographien als nicht artiſtiſche 
Erzeugniſſe behandelt werden, welchen daher der Schutz des 8 467 
St. G. und des kaiſerlichen Patentes vom 19. October 1846, 
J. G. S. Nr. 992, nicht zukommt, begründet. Da § 1 des eitirten 
Patentes die Definition eines Kunſtwerkes nicht enthält, muß dieſelbe 
mit Zuhilfenahme analoger Geſetzesſtellen ermittelt werden. Werden 
der § 8 des vorgenannten Patentes, in welchem Reproductions— 
arten aufgenommen find, die mit den Photographien viele Aehnlich— 
keit haben, ferner Artikel IE des Kundmachungspatentes zum 
Strafgeſetze, der 8 4 des Preßgeſetzes und der Erlaß des Staats⸗ 
miniſteriums vom 27. April 1864, 8. 7653, berückſichtigt, fo muß 
man nothwendig zum Schluſſe kommen, daß als Kunſtwerk jedes Pro- 
duct anzuſehen iſt, von welchem wenigſtens die Erſcheinungsform ſub⸗ 
jectiv ermittelt wird, und welches ſich in jener Art darſtellt, welche die 
literariſche oder artiſtiſche genannt wird, daß ſomit auch Erzeugniſſe 
der Photographie, ohne Rückſicht auf deren allfälligen größeren oder 
minderen Werth, angeſichts der hiezu nothwendigen chemiſchen und 


phyſikaliſchen Kenntniſſe, ſowie der erforderlichen Geſchicklichkeit und des 


Einfluſſes, welchen eben deshalb die Individualität des Erzeugers auf 
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. Geſtaltung der Aufnahme gewinnt, als Kunſterzeugniſſe zu betrachten 
ſind, demnach Objecte des Autorrechtes bilden, welche auf den Schutz 
des § 467 St. G. und des kaiſerlichen Patentes vom 19. October 
1846, J. G. S Nr. 992, Anſpruch erheben können. 


Literatur. 


Buſchman, Dr. Gotthard Freiherr von: Adel und Beamten— 
thum Oeſterreichs mit beſonderer Bedachtnahme auf eine Dienſt⸗ 
pragmalif für Staatsbeamte. Wien 1886. Manz. 8. 47 S. 

Die vorliegende Broſchüre will offenbar vor Allem den Nachweis führen, 
daß der Adel und das Staatsbeamtenthum in Oeſterreich eine gemeinſame poli⸗ 
tiſche Aufgabe beſitzen, nämlich, als Träger des großöſterreichiſchen Staats- 
gedankens im Sinne des liberalen Centralismus zu wirken. Um dieſen Nachweis 
hiſtoriſch zu erbringen, greift die kleine Schrift bis auf die Uranfänge des Staats⸗ 
beamtenthums zurück, welche ſich bei den Merovingern finden, und verfolgt von 
da an, in natürlich ſehr aphoriſtiſch gezogenen Umriſſen, die Geſchichte des 
Staatsbeamtenthums auf deutſchem Boden überhaupt, ſowie insbeſondere die 
Entwicklung der Beamtenhierarchie in Defterreich und die Stellung des Adels zu 
der öſterreichiſchen Staatsverwaltung. 

Bei dieſer Darſtellung, welche mit Vorliebe bei der Beſprechung der 
thereſiauiſch-joſephiniſchen und franeisceiſchen Epoche verweilt, kann nun aller⸗ 
dings die Thatſache nicht in den Hintergrund gedrängt werden, daß der Adel 
ſich vielfach der von dem Verfaſſer behaupteten Identität ſeiner Intereſſen und 
jener des Beamtenthums nicht immer bewußt geweſen iſt; es wird vielmehr von 
dem Verfaſſer aufrichtig eonſtatirt, daß der Hochadel, wie er es in der there— 
fianiſch⸗joſephiniſchen Periode das erſte Mal verſäumt habe, „feine edle Lebens⸗ 
kraft dem ſich neu geſtaltenden Oeſterreich zu weihen“, es ebenſo in der neuen 
Aera ſeit 1848 ablehne, centraliſtiſch zu wirken. Unſer Autor gibt aber deshalb 
ſeine Anſicht von dem hiſtoriſchen Berufe des öſterreichiſchen Adels nicht auf, er 
hofft im Gegentheile doch, daß der Adel, ſeine Aufgabe erkennend, nicht noch ein 
drittes Mal dem liberalen Centralismus aus dem Wege gehen, ſondern die Par- 
teien in das Centrum zurückleiten und dann vor Allem ein zahlreicheres und 
tauglicheres Contingent als bisher für die Staatsbeamtenſchaft liefern werde. Zu 
dieſem Zwecke müßte aber zunächſt eine Hebung des Beamtenſtandes durch eine 
Reihe von organiſatoriſchen Maßnahmen eingeleitet werden, als deren wichtigſte 
der Autor die Erlaſſung einer Dienſtpragmatik betrachtet, und die nähere Aus— 
führung dieſer Forderungen bildet den eigentlich praktiſchen Theil der Schrift. 

Die materiellen Verhältniſſe der Beamten ſollen, ſoweit dies noch nicht 
geſchehen iſt, eine feſte, geſetzliche Regelung erfahren, ſo das Penſionsweſen für 
die Beamten, deren Witwen und Waiſen, die Beſteuerung der Beamtengehalte, 
die Subſtitutions⸗, Ueberſiedlungsgebühren u. ſ. w. Hieran hat ſich die Regelung 
der nicht materiellen Beziehungen der Beamten zum Staate zu ſchließen, um 
die Rechtsloſigkeit der Beamtenſchaft auch in dieſem Verhältniſſe zu beheben. 
Die neue Dienſtpragmatik ſoll vor Allem mit den geheimen Dienſttabellen auf- 
räumen, in dem Bereiche der Minifterien das Inſtitut ſtändiger Perſonal⸗ 
commiſſionen für alle wichtigeren Perſonalagenden — Ernennungen, Beförderun- 
gen, Quiescirungen, Verſetzungen, Subſtituirungen, Penſtonirungen — durchwegs 
einführen und für Disciplinarvergehen einen allgemeinen Disciplinargerichtshof 
ſchaffen; die Pflicht des dienſtlichen Gehorſams ſoll die nothwendige Begrenzung 
und der Beſitz aller verfaſſungsmäßigen Staatsbürger- und politiſchen Rechte 
unzweifelhafte Anerkennung erhalten. 

Dies iſt der Inhalt der Schrift, ſoweit ſich aus der reichen Fülle auf- 
geworfener Fragen und ausgeſtreuter Bemerkungen der leitende Gedanke kurz 
zuſammenfaſſen läßt. 

Aus dem Geſagten iſt wohl klar, daß die Anlage der Arbeit die Kritik 
von vorneherein in enge Grenzen bannt. Es ſoll offenbar mehr angeregt, als bewieſen 
werden, und daher wollen wir weder mit den hiſtoriſchen Ausführungen rechten, 
welche uns vielfach nicht zur Sache gehörig oder im Einzelnen ſehr anfechtbar 
erſcheinen, noch die bei jeder Kritik zunächſt maßgebende Frage aufwerfen, ob 
die Schrift das Problem löſt, welches ſie ſich ſelbſt geſtellt. Genug, die kleine 
Arbeit regt eine Reihe für die öſterreichiſche Verwaltung höchſt wichtiger Fragen 
neuerlich an, deren ſtets wiederholte Betonung um ſo unerläßlicher iſt, als das 
Nächſtliegende ſeine Regelung, wie hier die Erfahrung zeigt, am ſpäteſten findet. 
Und zu dieſen Fragen wollen wir hiemit kurz Stellung nehmen. 

Die Rechtsverhältniſſe des Beamtenſtandes müſſen auf feſte, geſetzliche 
Grundlagen geſtellt werden, dies erſcheint auch uns dringend geboten. Ob die 
Regelung in einer einheitlichen Dienſtespragmatik oder in einer Reihe von Special⸗ 
geſetzen erfolgt, iſt dabei weniger von Belang, ja, wir glauben ſogar, daß der 


zweitgenannte Weg ſicherer zum Ziele führt. Wir glauben auch nicht, daß dieſe 


Fixirung der Beanttenftellung den Adel mehr als bisher in die Reihen des 
Beamtenthums führen würde. Je mehr das Beamtenweſen durch das Geſetz 
geregelt wird, deſto mehr tritt nothwendig der ſtaatliche Charakter desſelben 
hervor und die einſeitig ſociale Färbung desſelben zurück. Indeß, dies iſt für 
uns die weniger bedeutſame Frage. 

Wogegen wir aber lebhaft Einſprache erheben müſſen, das iſt der in der 
vorliegenden Broſchüre unternommene Verſuch, das Staatsbeamtenthum in den 
Dienſt einer beſtimmten politiſchen Parteirichtung zu ſtellen. Wohl glauben wir 
nicht, daß die Beamten nach des Verfaſſers Vorſchlägen die Kraft beſitzen werden, 
dem liberalen Centralismus in Oeſterreich Bahn zu brechen, ſo wenig, als wir 
die Meinung des Autors theilen, daß das großöſterreichiſche Bewußtſein in der 
Jugend in Folge der Berufung nichtöſterreichiſcher Proſeſſoren zu wenig angeregt 
ſei. Allein jeder Verſuch in dieſer Richtung, das Beamtenthum der Herrſchaft 
einer Partei zu unterwerfen, muß dasſelbe in feinem inuerſten Marke erſchüttern 
und darf daher nur a limine zurückgewieſen werden. Dem Staate hat der Beamte 
zu dienen, nicht irgend einer der wechſelnden politiſchen Tendenzen, und alle geſetz⸗ 
liche Unabhängigkeit, die wir dem Beamten erobern wollen, ſoll ihn nur befähigen, 
im Jutereſſe des Staates ſeine Freiheit zu behaupten gegenüber der Parteien 
wirrem Kampf. Wir wollen mit dem Verfaſſer die geſetzliche Regelung des Beamten 
verhältniſſes in allen ſeinen Beziehungen, wir find aber auch bereit, aus der 
dadurch gewonnenen Selbſtſtändigkeit des Beamten die nothwendigen Conſequenzen 
zu ziehen, welche gewöhnlich nicht gezogen werden. Der Beamte ſoll auch der 
Parteiregierung gegenüber nur zum Gehorſam innerhalb der geſetzlichen Schranken 
verpflichtet, er ſoll gegen jede Willkür des Parteiregiments geſchützt ſein. Eine 
ſolche Stellung legt ihm aber die Pflicht auf, auch ſelbſt nach außen nicht Partei 
zu ſein, ſondern politiſch vollkommen neutral zu bleiben. Keine Gewährleiſtung 


der politiſchen Rechte kann daher unſeres Erachtens durch ein Staatsdienergeſetz 


gebracht werden, ſondern, wir ſagen es ohne Rückhalt, die Entziehung des activen 
und paſſiven politiſchen Wahlrechtes muß die Couſequenz der geſetzlichen Unab— 
hängigkeit des Beamtenthums fein. Dieſer Gedauke iſt bisher in dem politiſchen 
Leben Oeſterreichs nur einmal mit voller Energie ausgeſprochen worden, und 
zwar ohne allen augenblicklichen Erfolg. Das Scheitern des erſten Verſuches kann 
uns jedoch in der Ueberzeugung von der Richtigkeit dieſes politiſchen Gedankens 
ebenſo wenig beirren, als der Umſtand, daß der Schöpfer des Gedankens denselben 
ſpäter ſelbſt praktiſch verfäugnet hat. Je lebhafter die Parteigegenſätze in Oeſter— 
reich werden und je mehr dieſelben zuſammenhängen mit unüberbrückbaren, 
natürlichen Verſchiedenheiten, deſto mehr muß die Nothwendigkeit ſich geltend 
machen, daß das Staatsbeamtenthum dieſen Kämpfen entrückt bleibe. Dadurch 
allein, nicht als Pionnier des liberalen Ceutralismus, kaun und wird das Beamten— 
thum der Vertreter des Staatsgedankeus ſein. H. C. H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſter— 
reich unter der Enns. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. — 36. Geſetz vom 30. Mai 1885, 
betreffend die Abänderung des § 17 des Landesgeſetzes vom 29. December 1874 
und 11. Jänner 1883 (L. G. Bl. Nr. 25), betreffend die Herſtellung und Er⸗ 
haltung der öffentlichen, nicht ärariſchen Straßen und Wege. — 37. Verordnung 
des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enus vom 
3. Juni 1885, 3. 26.542, wegen Aufhebung der Schonzeit und des Verkaufs⸗ 
verbotes des Karpfen. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. 38. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 4. Juli 1885, 
8. 4189 Praes., betreffend die Activirung von J. f. Bezirks-Thierärzten in Nieder⸗ 
öſterreich. 

XV. Stück. Ausgeg. am 17. Auguſt. — 39. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 26. Juli 1885, 
3. 35.917, betreffend Zuerkennung der Rechte einer allgemeinen öffentlichen 
Krankenanſtalt an das nenerbaute Bezirks⸗Krankenhaus in Wolin in Böhmen und 
Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühr für dasſelbe. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 21. October. — 40. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enus vom 21. September 
1885, Z. 45.712, betreffend die Auflaſſung des öffentlichen Landungsplatzes 
Kaiſer⸗Ebersdorf. — 41. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzog⸗ 
thume Oeſterreich unter der Enns vom 12. October 1885, 3 45.870, betreffend 
die Erklärung des von der Gemeinde Neulerchenfeld unter dem Namen „Kron⸗ 
prinzeſſin Stephanie⸗Spital“ errichteten Spitales als eine allgemeine öffeutliche 
Krankenanſtalt. Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben deu wirklichen geheimen Rath Anton Freiherrn Hye 
von Glunek zum Kanzler des Ordens der eiſernen Krone ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Emanuel Ritter von Ferro zum 
Oberfinauzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Graz ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der niederöſterr. Statthalterei Dr. 
Oskar Grafen Salburg⸗Faltenſtein deu Titel und Charakter eines Statt— 
haltereirathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe in Graz Ludwig Kuöbl taxfrei 
den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtcontroloren Franz Noe, Joſeph Kull⸗ 
mann und Raimund Wawrzinka in Wien taxfrei den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Betriebsdirector der öſterr. Staatsbahnen in 
Krakau, kaiſerl. Rathe Emil Kuhn anläßlich deſſen Peuſionirung den Titel eines 


Regierungsrathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben den Conceptsaſpiranten Albert Grafen Me usdorff— 
Pouilly zum unbeſoldeten Geſandtſchaftsattache ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiofficial Adolph Pitſch in Brünn 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Franz Frey zum Statthaltereileeretäv in Mähren ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat die Poſtverwalter Anton 
Kasprzyeki und Anton Schindler zu Oberpoſtverwaltern ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat die Poſtſecretäre Joſeph Wanka 
in Prag und Johann Guido Lier in Wien zu Poſträthen, Erſteren für Prag, 
Letzteren fir Brünn, ernannt. f 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat die Poſtceommiſſäre Eduard Reh— 
feld in Wien und Anton Gunſcher in Zara zu Poſtſecretären in Graz ernaunt. 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten Johaun Koch 
zum Controlor der Reichs⸗Ceutralcafſe und den Finanzſecretär des Landesregierung 


in Sarajevo Heinrich Dobra zum Miniſterialconcipiſten im Reichs⸗Finanzminiſterium 


ernannt. 


Erledigungen. 

Regierungsſecretärsſtelle in der achten Raugsclaſſe im Verwaltungsgebiete 
des Herzogthumes Bukowina, bis 8. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Kanzliſten⸗ 
ſtelle in der elften Rangsclaſſe bei der k. k. niederöſterr. Finanzprocuratur, bis 
Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 

Ingenieursſtelle mit Jahresremuneration von 1300 fl. bei der Weichſel— 
regulirungs-Commiſſion in Schleſien, bis 5. Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 

Zwei Ingenieursſtellen in der neunten, beziehungsweiſe zwei Bauadjuncten⸗ 


ſtellen in der zehuten Raugsclaſſe beim galiziſchen Staatsbaudienſte, bis Ende 
Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 


Kauzliſtenſtelle in der elften Rangsclaſſe bei der k. k. Berghauptmann⸗ 
ſchaft in Krakau, bis Ende Juni. Amtsbl. Nr. 121.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe in der zehnten Rangsclaſſe 
für den Vermeſſungsbezirk Rohatyn, eventuell eine Geometersſtelle zweiter Claſſe 
in der elften Rangsclaſſe, daun eine Evidenzhaltungs-Elevenſtelle mit 500 fl. 
Adjutum jährlich und eine unadjutirte Evidenzhaltungs-Elevenſtelle für Galizien, 
bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 122) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangsclaſſe für den 
Dienſt beim Mappenarchive in Lemberg, eventuell eine Geometersſtelle erſter Claſſe 
in der zehnten Rangsclaſſe, beziehungsweiſe eine Geometersſtelle zweiter Claſſe in 
der elften Rangsclaſſe, daun eine Evidenzhaltungs⸗Eleveuſtelle mit 500 fl. Adjutum 
jährlich und eine unadjutirte Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle für Galizien, bis Mitte 
Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 


Neuigkeit 
der Manz'schen k. k. Hof. Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 

Soeben erschien in der 


Separat- Ausgabe der österr. Gesetze Nr. 35: 
Entscheidungen von Behörden 


und gutächtliche Aeusserungen über den 


Umfang von Gewerberechten. 
109 Seiten 8. Preis 50 kr. 


Dieses als Supplement sämmtlicher Ausgaben der Oesterreichi- 
schen 6Gewerbe-Ordnung erschienene Buch sei den P. T. Behörden, 
sowie den interessirenden Parteien zur Anschaffung bestens empfohlen. 

Dasselbe ist in allen Buchhandlungen vorräthig oder kann auch 
von obigem Verlage bestellt werden. 


“Diezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


Bogen 4 der Erkenntuiſſe 1886. 
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